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Justizangestellter
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Hechtsstreit

? Bad N(des Handelsvertreters Theodor W 
H^jpotraße,

Klägers und Revisionsklägors? 
- Prozoßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr,

gegen
die Firma Carl K H H H H H B  GmbH? Motoren- und Maschinenfa­
brik? vortreten durch die Geschäftsführer Hermann
K f l H l , B f l H P  und Brich sflV, B f l B ,

Beklagte und Revisionobeklagte? 
- Prozoßbevollmächtigters Rechtsanwalt Prof. Dr,

hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mündliche 
Verhandlung vom 24o März I960 unter Mitwirkung der Bundearichter 
Dr. Haidinger? Dr» Fischer? Dr. Haager, liesecke und Dr0 Heinicko

für Recht erkannt:
Die Revision des Klägers und die Anschlußrevision des 
Beklagten gegen das Urteil des 6. Zivilsenats des Ober­
landesgerichts. in Stuttgart vom 21. Januar 1958 v/erden 
zurückgowiesen. Der Kläger trägt 3/4, die Beklagte 1/4 
der Kosten der Revisionsinstanz.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kläger war seit dem Jahre 1935 Handelsvertreter der 
Beklagten für den Verkauf u.a. von Lastwagen«, Er kündigte das 
Vertreterverhältnis im Juni 1955« Er fordert Provision für eine 
größere Anzahl von Abschlüssen, die er für die Beklagte zustande 
gebracht hat, die die Beklagte jedoch nicht oder nicht vollstän­
dig auageführt hat«. In der Revisionsinstanz handelt es sich noch 
um Provisionsansprüche für Verkäufe an die Kunden 
D f l l ;  I-Ie^BÜund kH H «  Der Kläger behauptet, die Beklagte 
habe diese Geschäfte nicht zur Ausführung gebracht, obwohl sie 
bei der ihr zumutbaren Einwirkung auf die Kunden, die die Fahr­
zeuge nicht hätten übernehmen wollen, die Abnahme der Fahrzeuge 
und die Bezahlung des Kaufpreises hätte erreichen können« Er 
fordert dementsprechend Provision, und zwar:

a)

*>

c)

a)

fürdenVerkauf von 2 Lastwagen an die Firma 
J ^ m i ^ ^ i n  Höhe von DM 8« 709*42
für den Verkauf von 3 Lastwagen an die Firma
T f l B B  " 15« 402,37
für den Verkauf eines Lastwagens an die Firma Hcr^lH
für den Verkauf eines Lastwagens an die Firma

" 4o090,20 

” 4«929,--
zusammen IM 33«130,99*

Die Beklagte beantragt Klagabweisung« Sie macht geltend, 
es stehe zum Teil noch nicht fest, daß die Aufträge nicht ausge­
führt würden« Auf Verlängerungen der Lieferfrist, die der Kläger 
übrigens immer gebilligt habe, habe sie sieh einlassen müssen«,
Im übrigen habe es ihr nicht zugemutet werden können, mit größe­
rem Nachdruck als sie es getan habe, gegen die Kunden vorzugohen« 
Entweder habe es sich um Dauerkunden gehandelt, die sie bei dem 
vom Kläger für erforderlich gehaltenen scharfen Vorgehen ver­
loren hätte, oder die wirtschaftliche Lage der Kunden habe ein 
zwangsweises Vorgehen nicht erfolgversprechend erscheinen lassen« 
Der Kläger trage zum Teil selbst die Schuld an der Nichtausfüh­
rung , weil er persönlich den Kunden Finanzierungsmöglichkeiten 
und die Inzahlungnahme von Gebrauchtwagen zugesagt, aber nicht



eingehalten habe, worauf die Kunden die Abnahme der Fahrzeuge 
ihr gegenüber verv/eigert hätten«

Das Landgericht hat die Provisionsansprüche abgelehnt.
Das Oberlandesgericht hat die Beklagte zur Zahlung von 8.709,42 DM 
nebst 10 $> Zinsen hieraus (Provision für das Jungbluth-Geschäft) 
verurteilt und im übrigen die Klage abgewiosen« Mit der Revision 
erstrebt der Kläger die Verurteilung zur Zahlung der Provision 
auch aus den übrigen Geschäften in Höhe von 24o421,57 DM9 
während die Beklagte, die die Zurückweisung der Revision beantragt! 
mit ihrer Anschlußrevision auch die Abweisung der Klage erstrebt, 
soweit sie zur Zahlung verurteilt ist«

Entschoidungsgründe:

Io Revision«

I« Zwischen der Firma 'J?HMB und der Beklagten war im 
September 1954 ein Vertrag über die Lieferung von 4 Lastwagen- 
Kippern zustande gekommen« Es wurde zunächst auf Grund einer 
Söndervereinbarung ein bereits früher fertiggestolltes Allrad­
fahrzeug geliefert. Nachdem die Kundin hinsichtlich dieses Fahr­
zeugs Beanstandungen vorgetragen hatte, kamen die Beklagte und 
die Kundin iia Dezember 1954 überein, die weiteronFahrzeuge, 
für die eine unverbindliche Lieferfrist bis zu 12 Wochen vorge­
sehen war, vorerst zurückzustellen. In der Folgezeit wurde das 
erste Fahrzeug bezahlt und die Provision an don Kläger abge- 
fUhrt. Nach don Feststellungen dos Berufungsgerichte hat die 
Beklagte auf die Abnahme der vorkauften Fahrzeuge nicht ge­
drängt, weil 3ich in der Zwiochenzeit die für die Bezahlung 
der Lastwagen maßgeblichen Umstände geändert hätten. Die Kundin 
hatte nämlich infolge der starken steuerlichen Belastung des 
Lastwagenverkehro den Schwerpunkt ihres Betriebes auf die Schiff­
fahrt verlegt. Infolge der nachfolgenden notwendigen Aufwendungen 
sei sie nicht imstande gewesen, die drei Lastwagen abzunehmen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


— 4 <*

Dabei habe es sich um eine Großkundin gehandelt, die bisher 
22 Fahrzeuge von dor Beklagten bezogen habe« Es sei auch damit 
zu rechnen, daß sie später weitere Geschäfte mit der Beklagten 
abechließen werde„ Unter diesen Umständen sei es der Beklagten 
bisher nicht zuzumuten gewesen, gegenüber den mehrfach geäußerten 
Bitten um Zurückstellung der Abnahme einen Druck auf die Kundin 
auszuübon und das Geschäft auszuführen, da dadurch die künftige 
Fortführung geschäftlicher Beziehungen in Frage gestellt wäre*
Deshalb stehe dem Kläger ein unbedingter Provisionsanspruch zur 
Zeit noch nicht zu. Diese Ausführungen lassen im Ergebnis keinen 
oachlichrechtlichen Fehler erkennen« Nach § 87 a Abs« 3 HGB 
hat der Handelsvertreter Anspruch auf Provision, wenn fest­
steht, daß der Unternehmer das Geschäft ganz oder teilweiso nicht 
oder nicht so ausführt, wie es abgeschlossen ist« Diese letztere 
Voraussetzung ist zweifelsfrei gegeben, selbst wenn man die vom 
Berufungsgorieht offengolaesene Möglichkeit unterstellt, daß un­
ter Umständen eine Abnahme der Fahrzeuge durch die Kundin noch in 
Frage kommt« Es würde sich daboi um eine wesentlich verzögerte 
Ausführung handeln« Eine verzögerte Leistung, mit der sich der Ver­
tragspartner einverstanden erklärt, hat trotz dieses Einverständ­
nisses zur Folge, daß der Handelsvertreter den Provisionsanspruch 
zu dem Zeitpunkt erwirbt, in dem der Unternehmer hätte leisten müssen 
und nicht erst in dem verspäteten Zeitpunkt der tatsächlichen 
Leistung des Unternehmers (Schlegolbergqr/Schröder, HGB § 87 a 
Randn. 30)» Daher kommt es nicht darauf an, ob es sich bei den 
Vorgängen, die die Kundin zur Ablehnung der Fahrzeugabnahme ver­
anlaßt en, um eine vorübergehende oder um eine dauernde Änderung 
der Verhältnisse handelt. Danach hätte der Kläger für die Be­
stellungen aus dem Jahre 1954, für die eine, wenn auch nur un­
verbindliche Lieferfrist bis zu 12 Wochen vorgesehen war, einen 
Provisionsanspruch, es sei denn, die Ausführung des Geschäfts 
sei dem Unternehmer nicht zuzumuten. Hierbei ist zu beachten, 
daß der Unternehmer, der einen Vertrag abgeschlossen hat, nicht 
ohne begründeten Anlaß den Handelsvertreter um die damit einmal 
entstandene Provision bringen kann. Zu Unzuträglichkeiten wird
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es allerdings selten kommen, weil die Interessen des Unternehmers 
und des Kunden gleichgerichtet sind, denn beide sind in der Kogel 
aus ihren Gewinnstreben heraus an der Ausführung des Geschäfts 
interessierto Der erkennende Senat hat bereits entschieden (BGH 
MDR 1959» 823)» ein wichtiger Grund für die Ifiehtausführung dea 
Geschäfts könne sich auch daraus ergeben, daß dem Unternehmer 
nicht zugemutet werden kann, auf der Abnahme einer Bestellung 
zu bestehen, weil zu befürchten sei, der ständige Kunde, der aus 
verständlichen Gründen z.B. v/egen veränderter Verhältnisse die 
Streichung erstrebe, werde die Geschäftsverbindung abbrechen, 
wenn seinem Wunsche nicht entsprochen werde. Dabei kann es 
nicht entscheidend darauf ankommen, ob der Handelsvertreter noch 
für den Unternehmer weiter beschäftigt ist und daher auch selbst 
aus der andauernden Geschäftsverbindung mit den Kunden Nutzen 
ziehen kann. Selbst wenn dies nicht der Kall ist, kann das Inter­
esse des Unternehmers an der ungestörten Fortsetzung der ge­
schäftlichen Beziehungen zu einem ständigen' Kunden es für ihn 
unzumutbar machen, den Kunden zur Abnahme einer zunächst liegen­
gebliebenen Bestellung zu zwingen.

Die Revision weist demgegenüber darauf hin, die Kundin hätte 
die drei Lastwagen abgenommen, wenn diese, wie ursprünglich verein­
bart, noch im Jahre 1954 geliefert worden wären. Wenn die Beklag­
te wegen der Mängel des zuerst gelieferten Allradfahrzeugs sich 
den Vorstellungen der Kundin auf Zurückstellung der Fertigung der 
übrigen Fahrzeuge nicht habe verschließen können, so müsse sie 
dies vertreten. Sie könne sich nicht darauf berufen, daß durch 
dieses ihr Verschulden die Lieferung sich auf einen Zeitpunkt 
verschoben habe, zu dem infolge grundlegender Änderung der wirt­
schaftlichen Verhältnisse sie sich auf eine weitere Zurückstel­
lung oder Rückgängigmachung des Auftrages habe einlassen müssen. 
Dabei verkennt die Revision, daß die Klägerin im Jahre 1954 
entsprechend den obigen Ausführungen dem Verlangen ihrer Groß­
kundin stattgebon und die Fertigstellung der drei Lastwagen zu­
nächst solange zurückstellen mußte, bis das erste Fahrzeug weite­
re 10.000 km zurückgelegt hatte. Entgegen der Ansicht der Rovi-
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sion hat die Klägerin diese Verzögerung auch nicht etwa deshalb 
zu vertreten, v/cil das zunächst gelieferte Fahrzeug Mängel aufge­
wiesen und deshalb die Kundin eine Verlängerung der Erprobungs­
zeit dieses Fahrzeugs und dementsprechend eine Zurückstellung 
der Auslieferung der übrigen Fahrzeuge gefordert hat0 Nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts war bei der Lieferung des 
ersten Fahrzeugs von vornherein nicht damit zu rechnen, daß der 
Auftrag < programmgemäß abgewickelt werde» Es handelte sich 
um das erste von dor Kundin bestellte Allradfahrzeug, das be­
sondere Anforderungen erfüllen mußte, die sich aus der Verwendung 
bei der Kundin ergaben. Lie Beklagte hatte deshalb der Kundin 
ein bereits fertiggestolltes Fahrzeug angeboten, einmal, damit 
diese sofort ein Fahrzeug hatte und zum anderen, damit sie es 
entsprechend erproben konnte. Beide Geschäftspartner gingen da*» 
von aus, daß die Kundin in ihrem Betrieb erst einmal Erfahrungen 
mit dem Fahrzeug sammeln sollte. Bei dieser Sachlage hat das Be­
rufungsgericht mit Hecht ausgeführt, die Beanstandungen dieses 
ersten Fahrzeugs und die dadurch herbeigeführte Verzögerung in 
der Anfertigung der übrigen Fahrzeuge seien nicht in dem Sinn von 
der Beklagten zu vertreten, daß sie sich deshalb später auf die 
Unzumutbarkeit einer Lieferung an die Kundin nicht mehr berufen 
könne. Es sei vielmehr sachgemäß gewesen, daß sie die Kundin 
auf die Erprobung des ersten Fahrzeugs verwiesen habe, um sie auf 
Grund der dabei gewonnenen Erfahrung durch die Ausführung der 
übrigen Fahrzeuge um so eher zufriedenzustellen. Fiol somit 
die Herstellung der übrigen drei Fahrzeuge durch Umstände, die 
der Beklagten eine Berufung.auf § 87 Abs. 3 Satz 2 HGB nicht 
verbieten, in einen Zeitraum, in dem sie mit Rücksicht auf den 
bisherigen Umfang der Geschäfte mit der Kundin und mit Rücksicht 
auf die weitere Entwicklung der geschäftlichen Beziehungen nicht 
auf eine Abnahme der Fahrzeuge drängen und möglicherweise sogar 
im Zwangswege hinwirken mußte, so entfällt der Anspruch des 
Klägers.
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P.o Die Firma Her H P  hatte mit Lieferzeit für August 1935 
einen Lastwagen bestellt« Die Kundin hat das Fahrzeug nicht ab- 
genommon» Sie hatte im Zeitpunkt der Vermittlung dieses Auftrages 
im Januar 1955 noch Abzahlungen für einen im Dezember 1954 
gelieferten Wagen zu leisten« Der letzte Wechsel aus diesem 
Geschäft wurde erst im Dezember 1957 fällig« Daneben bestand 
noch eine Schuld aus Reparaturen, die im Zeitpunkt der letzten 
mündlichen Verhandlung 30«. 000 DM betrug und die ab Januar 1958 
in monatlichen Raten von 1«500 DM abbozahlt werden sollte«. Nach 
dem Berufungsurtoil war es für den Kläger, der die Verhältnisse 
der Kundin aus seinen mehrjährigen GeschäftsboZiehungen kannte, 
vorauszusohen? daß die Lieferung nicht zu dem ursprünglich vorge­
sehenen Termin erfolgen würde, vielmehr habe die Beklagte nach 
der Leistung der Abzahlungen aus dem vorausgegangenen Kauf erst 
prüfen müssen, ob sie auf der Ausführung des Auftrags bestehe« So­
mit habe der Kläger den Nachweis noch nicht geführt, daß die Nicht 
ausführung dos Geschäfts durch die Beklagte feststehe (§ 8? a 
Abs« 3 Satz 1 HGB)«,

Die Revision, die sich gegen diese Feststellungen richtet, 
verweist auf ihre Rüge, die sie zur Beurteilung der Geschäftsbe- 
zichungen zwischen der Beklagten und der Firma TflPHI erhoben 
hat«. Dort hatte sie, zum Nachweis dafür, daß die Nicht ausführung 
feststehe, geltend gemacht, die Firma TpPPPPhabe auf den Bin- 
satz eigener Fahrzeuge verzichtet und sieh auf die Beförderung 
durch Schiffe umgestellt» Diese Erwägungen treffen für die Firma 
H e r H P  schon in tatsächlicher Hinsicht nicht zu« Außerdem rügt 
die Revision eine Verletzung des § 139 ZPO, die sie darin sieht, 
daß das Gericht seine Bedenken darüber, ob die Nichtausführung 
des Auftrags jetzt schon feststehe, nicht zu erkennen ge­
geben habe« Für diesen Fall hätte der Kläger vorgetragen, daß 
mit dem Inkrafttreten der Änderungen der Straßenverkehrszulassungfl 
Ordnung am 1. Januar 1958 ein Fahrzeug der von der Firma HerflH 
bestellten Ausführung nicht mehr zugelassen werde» Das Berufungs­
gericht hatte keinen Anlaß, auf seine rechtlichen Erwägungen 
hinzuweisen, nachdem die Beklagte vorgetragen hatte, die Nicht-
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ausführung des Geschäfts stehe noch nicht fest (Schriftsatz 
vom 9» Mai 1956 So 21 GA 118). Zudem ist nicht ersichtlich* wie 
sich bei Berücksichtigung dieser Gesetzeslage ein Provisions­
anspruch deo Klägers rechtfertigt, da, soweit nicht eine Ersatz­
lieferung in Präge kommt, auf jeden Pall die Voraussetzungen des 
§ 8? a Abs«, 3 Satz 2 HGB gegeben wären*

3* Bor Kläger fordert ferner die Provision aus einem 
Auftrag Über die Lieferung eines Lastwagens, der im Dezember 1954 
von Prau Charlotte K f H B  erteilt wurde. Die Beklagte hat den 
Auftrag auf Wunsch der Kundin zunächst zurückgestellto Die Kun­
din unterhält ein kleineres Speditionsgeschäft mit geringem 
Kapitaloinsatz. Hach den PestStellungen des Berufungsgerichts 
ist sie nicht in der Lage, die Kosten für den Erwerb dieses 
Lastwagens aufzubringen; zumal 3ie in der Zwischenzeit noch einen 
Krupp-Sattelschlepper für 70 - 8O0OOO DM erworben hatte«, Damit 
stehe die Nichtausführung des Auftrags durch die Beklagte fest«,
Bei der Prüfung, ob der Beklagten zuzumuten sei, die Kundin 
zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen anzuhalten, hat das Beru­
fungsgericht einmal angenommen, daß der Kläger der Beklagten 
gegenüber selbst als Schuldner des Kaufpreises, dessen Finanzie­
rung er der Kundin vermittelt hatte, auf getreten sei«. Die Be­
klagt o hätte daher den Kläger selbst auf Zahlung verklagen 
müssen und daneben von der Kundin die Abnahme fordern müssen«.
Wenn der Kläger bei dieser Sachlage hierzu keine Anregung ge­
geben habe, könne man der Beklagten ein derartiges Vorgehen 
nicht zumuten. Abgesehen davon sei von der Beklagten ein mit 
Kostenrisiko verbundenes Vorgehen bei der Kundin nicht zu for­
dern, da die Kundin bei dem geringen Umfang ihres Unternehmens 
und bei ihrer finanziellen Lage nicht imstande gewesen sei« den 
Kaufpreis für den bestellten Lastwagen aufzubringen. Die Revision 
bekämpft diese Ausführungen mit dem Hinweis, daß in jedem Fall?auch 
bei Finanzierung durch den Handelsvertreter, der Unternehmer nur 
vom Käufer Zahlung verlangen könne. Auch für diesen ip$ll wäre dio 
Ausführung des Geschäfts für die Beklagte unzumutbar gewesen«
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da die mangelnde Zahlungsfähigkeit der Kundin, wie sie festgestell 
ist, einen in deren Porson liegenden wichtigen Grund bildet, der 
die Abstandnahme von dem Goschäft rechtfertigt (Schlegelberger/ 
Schröder, HGB § 87 a Randno 40) o Da somit das Urteil des Beru­
fungsgerichts, soweit es Provisionsansprüche für die Aufträge 
der Firmen HerflHund zurückweist, weder einen
sachlichrechtlichen, noch einen verfahrensrechtlichen Fehler 
auf weist, war die Revision des Klägers zurückzuweisen.

IIc Anschlußrevision0

lo Der Kläger hatte im Jahre 1950 einen Abschluß mit 
der Firma j p m i i b e r  vier hastwagen vermittelt«, Die Kundin 
hat lediglich zwei Fahrzeuge im Jahre 1953 abgenommen«, Rach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts hätte die Beklagte, wenn 
sic mit Nachdruck auf der Abnahme der beiden anderen Fahrzeuge 
bestanden hätte, diese Fahrzeuge an die Kundin liefern können. 
Die Gefahr, daß die Kundin in diesem Fall weitere geschäftliche 
Beziehungen zu der Beklagten abgelehnt hätte, habe nicht bestan­
den« Da die Ausführung des Geschäfts somit infolge des Verhal­
tens des Unternehmers unterblieben sei, ohne daß hierfür wich­
tige Gründe in der Person der Kundin Vorgelegen hätten;, stehe 
dem Kläger ein Provisionsanspruch zu«

Sachlichrechtliche Bedenken gegen diese Ausführungen be­
stehen nicht. Für die Entstehung des Provisionsanspruchs trotz 
Nichtausführung des Geschäfte genügt es nach § 88 a HGB aF, 
daß der Unternehmer, nach dem Maßstab eines redlichen und 
geschäftskundigen Kaufmanns beurteilt, zumutbare Maßnahmen 
zur Fortsetzung des Geschäfts unterlassen hat (Baumbach/Duden 
10«, Aufl. § 88 Anm. 4 B)« Daß der Gegner vertragswidrig ein 
Geschäft nicht au^führt, ist an und für sich noch kein in 
seiner Person liegender Grund, der dem Geschäftsherrn' seiner­
seits zur Nichtausführung des Geschäfts Veranlassung gäbe 
(Schmidt/Rimpler, Ehrenbergs Handbuch des gesamten Handelsrechts 
V 1, 1 So 153)* Insoweit unterscheidet sich sachlich die Rege-



lung in § 88 Abs« 2 aF nicht von der Neuregelung in § 8^ a HGB, 
die darauf abstellt, ob die Ausführung dem Geschäftsherrn zuzu­
muten ist. Daher kommt es auf die zusätzlichen Ausführungen der 
Revision nicht an, in denen sie darzulegen sucht, daß auch nach 
der Neuregelung der Provisionszahlungen.durch das Gesetz zur 
Ausführung dos Handelsgesetzbuches der Kläger keine Ansprüche 
stellen könne.

a) Die Revision rügt, das Berufungsgericht habe deii 
Schriftwechsel des Klägers mit der Kundin nicht berücksichtigt, 
aus dem sich ergebe, daß es nicht an der Beklagten, sondern an 
Jungbluth gelegen habe, daß die beiden Lastwagen nicht abge- 
nommen worden seien. Diese Rüge ist unerheblich«. Sicherlich war 
die Weigerung Jungbluths, die beiden Wagen abzunehmen, der 
Anlaß dafür, daß die Beklagte nicht lieferte. Davon geht auch 
das Berufungsgericht aus. Es führt jedoch mit Recht aus, daß in 
diesem Pall die Beklagte mit Nachdruck unter Pristsetzung und 
Androhung einer Klage die Vertragserfüllung durch die Kundin • 
hätte erzwingen müssen und können. Es genügte nicht, daß sic 
den Kläger darauf hinwies, daß er sich um die Abnahme der beiden 
Wagen bemühen solle. Damit hatte sie ihrer Pflicht, für die Aus­
führung des Geschäfts zu sorgen, nicht genügt, zumal sie, was 
zwischen den Parteien unstreitig ist, in früheren Pallen das 
Verlangen des Klägers abgelehnt hatte, ihm durch Abtretung ihrer 
Ansprüche gegen die Kunden die Möglichkeit zu geben, solbst mit 
Nachdruck gegen die Kunden vorzugehon.

b) Die Beklagte hatte geltend gemacht, die Kundin habe 
nicht abgonommen, weil der Kläger eine von ihm persönlich mit 
der Kundin getroffene Abrede über die Finanzierung und die In­
zahlungnahme eines alten Wagens nicht eingehalten habe. Aller­
dings wird man im allgemeinen die Nichtausführung eines Geschäfts 
dem Geschäftsherrn nicht zur Last legen können, wenn sie in dem 
Vorhalten des Handelsvertreters ihren Grund hat (Schmidt/Rimpier 
aaO S«, 145 Pußn. 31; Schlegelberger/Schröder, HGB 2. Aufl. § 88
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Randn» 15)» Das Berufungsgericht hat jedoch auf Grund der Aus­
sagen des Zeugen J ^ H |  foutgostollt, daß diese Behauptung 
der Beklagten widerlegt isto Die Revision vermißt hierbei, daß 
das Berufungsgericht bei dieser Feststellung auf den Schrift­
wechsel mit der Kundin im einzelnen nicht eingegangen sei« Ein­
mal kommt es auf die mit dem Schriftwechsel belegte Behauptung, 
daß der Kläger solche Zusagen gegeben habe.» nicht an, da nach dem; 
Berufungsgericht die Existenz solcher Zusagen für die Nichter­
füllung seitens der Kundin nicht ursächlich war«, Im übrigen hat 
das Berufungsgericht den Schriftwechsel gewürdigt, denn es hat inj 
seinen Gründen ausdrücklich auf den Schriftwechsel der Beklagten 
verwiesen, in dem diese unter Bezugnahme auf den Schriftwechsel 
eine derartige Behauptung aufgestellt hatte. Eines ausführlichen 
Eingehens auf jedes einzelne Schreiben bedurfte es nicht, zumal I 
in dem Rechtsstreit eine außerordentlich große Zahl von Schrift­
stücken vorgelegt wurde. Daß die Vernehmung des Zeugen Jungbluth I 
unvollständig gewesen soi, ist deit Protokoll nicht zu entnehmen. 
Einer Aufnahme der Fragen des Vorsitzenden, mit denen er don I 
Zeugen zur Angabe seines Wissens veranlaßt©, bedarf es nicht» 
Soweit die Rovision vorbringt, die Bekundung des Zeugen schließe I 
die Richtigkeit der Behauptung des Beklagten nicht aus, bewegt I 
sic sich auf dem der Revisionsinstanz verschlossenen Gebiet der 1 
Beweisv/ürdigung. Das Berufungsgericht war auch nicht gehindert, I 
in einzelnen Punkten der Aussage des Zeugen nicht zu folgern I 
deshalb ist die Beweisv/ürdigung nicht schon widerspruchsvoll, I 
wenn cs von den anderen Punkten der Aussage deB Zeugen ausgogan- I 
gen ist. j

c) Nach den weiteren Feststellungen des Berufungsgerichts I 
war die Kundin wirtschaftlich in der Lage, die beiden I
Fahrzeuge zu bezahlen. Das Berufungsgericht hat sich hierbei I 
insbesondere auf den Inhalt zweier Auskünfte aus dem Jahre 1956 | 
gestützt, die eine eingehende Darstellung der wirtschaftlichen I 
Verhältnisse der Kundin enthalten» Daher konnte das Berufungs- I 
gericht mit Recht annehmen, die Beklagte hätte gegen diese I

m



Kundin mit Nachdruck Vorgehen sollen* Die Feststellungen über 
die wirtschaftliche Lage der Kundin v/erden von der Revision im 
einzelnen nicht angegriffen* Sie v/erden insbesondere nicht da­
durch erschüttert, daß der Kläger dieser Kundin einmal 25*000 DM 
geliehen hat* War die Kundin zur Erfüllung ihrer Vertragspflich­
ten imstande, dann ist es auch unerheblich, ob sie die beiden 
ersten Fahrzeuge nur unter einem gewissen Druck abgenommen hat, 
da sich daraus nicht ergibt, daß ein erueutes nachdrückliches 
Einwirkon der Beklagten nicht zumutbar gewesen wäre und nicht 
wiederum zu dem gleichen Erfolg geführt hätte«, Ob der Kläger die 
Abnahmebereitschaft der Kundin der Beklagten mitgeteilt hat, 
ist unerheblich, denn es wäre solange die Kundin nicht freiv/illig 
abnahm, Sache der Beklagten gewesen, darauf hinzuwirken*

Somit hat das Berufungsgericht mit Recht einen Provi­
sionsauspruch des Klägers aus dem Zustandekommen des Verkaufs 
von Lastwagen an die Firma j f H H i b o j a t t »  Die Anschluß­
revision der Beklagten war daher zurückzuweisen*

Die Kostenentscheidung zu der Revision und zu der Anschluß« 
revision beruht auf §§ 97, 92 ZPO*
Dr* Haidinger Dr* Fischer Dr* Haager Liesocke Dr* Reinicke
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